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Über Armut wird viel geschrieben und ihr kommt in der öffentlichen Diskus-
sion und in den Medien eine hohe Bedeutung zu. Als Beispiel kann hier die 
Diskussion um die Veröffentlichung des Armuts- und Reichtumsberichts der 
Bundesregierung im Jahr 2013 dienen. So textete eine Boulevardzeitung „FDP 
setzt sich mit Beschönigungen“1 durch. Eine Zensur hat es aber nie gegeben. 
Alle schon im September 2012 enthaltenen empirischen Daten des Entwurfs 
sind auch im finalen Bericht enthalten. Lediglich die persönlichen Ansichten 
der damaligen Bundesarbeits- und Sozialministerin, die fast von der gesam-
ten Bundesregierung abgelehnt wurden und eine höhere Besteuerung sowie 
Umverteilung begründen sollten, wurden wieder gestrichen.

Es ist offensichtlich, warum Wohlfahrtsorganisationen und Sozialverbände ein 
so großes Interesse an einer angeblich steigenden Armut haben: Die größten 
privaten Einzelarbeitgeber in Deutschland sind nicht große privatwirtschaft-
liche Konzerne. Es sind die beiden kirchlichen Wohlfahrtsverbände Caritas und 
Diakonie, die dabei ein marktbeherrschendes Oligopol bilden. Die Caritas hat 
559.526 Mitarbeiter, die Diakonie 453.000.2 Die Marktzutrittsbarrieren für 
freie Anbieter sind hoch. Z.B. sind im Bereich der Jugendhilfe ein Drittel der 
Sitze der kommunalen Jugendhilfeausschüsse von den Wohlfahrtsverbänden 
besetzt. Damit haben die Wohlfahrtsverbände einen direkten Einfluss auf die 
Mittelvergabe. Die Entscheidung des jeweiligen Jugendamtes, welche Anbieter 
beauftragt werden, wird von den Wohlfahrtsverbänden über den 78er Aus-
schuss3 beeinflusst. Die Wohlfahrtsverbände stimmen ihre Preisvorstellungen 
vor Verhandlungsbeginn ab, die Jugendämter folgen in der Mehrzahl der Fälle 
diesen Vorstellungen. „Es ist zu vermuten, dass die Ergebnisse eher im Sinne der 
Wohlfahrt als des Steuerzahlers ausfallen.“4 Vor diesem Hintergrund verwun-
dert es nicht, dass die Wohlfahrtsverbände ein großes Interesse am Nachweis 
sozialer Ungleichheit und von sozialen Problemen allgemein haben. Anschlie-
ßend bieten die Wohlfahrtsorganisationen dann „maßgeschneiderte“ Dienst-
leistungen zur Lösung dieser Probleme an.

Dabei waren 2010 einige Sozialträger Gegenstand umfangreicher Kritik. So 
wurden gemeinnützige und nicht gemeinnützige Träger im Sozialbereich für zu 

1	 Süddeutsche Zeitung vom 06.03.2013.
2	 Fischer (2013).
3	 Auf der Basis des § 78 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes bilden die Träger der öffent-

lichen Jugendhilfe Arbeitsgemeinschaften, in denen neben ihnen die anerkannten Träger 
der freien Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. In diesen 
Arbeitsgemeinschaften werden die geplanten Maßnahmen aufeinander abgestimmt und 
gegenseitig ergänzt.

4	 Zitat von Daniel Zimmer, dem Vorsitzenden der Monopolkommission, in: Fischer (2012).
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hohe Geschäftsführergehälter und Beratungshonorare, luxuriöse Dienstwagen 
und Zweitwohnsitze sowie Ämterhäufung kritisiert.5 Es wird zudem Kritik an 
einer vermuteten zu hohen Alimentierung durch den Sozialstaat geäußert, so 
z.B. Rita Knobel-Ulrich, die für ihr Buch den provokanten Titel „Reich werden 
durch Hartz IV“6 gewählt hat. Darin kritisiert sie Versuche von Beziehern des 
Arbeitslosengeldes II (ALG II), mehr Mittel zu erhalten, als ihnen „eigentlich“ 
zustünde. Zudem profitieren Fortbildungsinstitute, Rechtsanwälte und private 
Arbeitsvermittler umfangreich von den Regelungen der Sozialgesetzbücher im 
Zuge der erfolgten Einführung von Hartz IV. Um das deutsche Sozialsystem sei 
eine ganze Industrie entstanden. Das „Geschäft mit der Armut“ sei zu einem 
boomenden Wirtschaftszweig geworden. Umfangreich würde von den Steuer-
geldern profitiert. Knobel-Ulrich kritisiert, dass bei den wirklich Bedürftigen 
immer weniger ankomme.

In Deutschland existieren viele Organisationen, die sich explizit mit der Be-
kämpfung von Armut beschäftigen. Alle großen Religionen (Christentum, Is-
lam, Buddhismus und Hinduismus) rufen ihre Gläubigen zur Bekämpfung der 
Armut auf. Auch die Europäische Kommission betont die Wichtigkeit der Ar-
mutsbekämpfung und erklärte das Jahr 2010 zum europäischen Jahr zur Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung. 2011 beschloss die Europäische 
Kommission in ihrer Strategie für intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum, auch die Armut zu bekämpfen. Eines der fünf Kernziele für 2020 
ist die Reduzierung der Anzahl der „von Armut und sozialer Ausgrenzung be-
drohten Menschen“ um mindestens 20 Mio. im Vergleich zu 2008.7 Sollte die 
EU dabei einen relativen Einkommensindikator benutzen, muss sie sich auf den 
berühmten Wettlauf zwischen Hase und Igel einstellen.8

1. 	 Armut in den Medien

Armut ist nicht nur ein Problem der Gesellschaft, sondern für viele Institutionen 
ein einträgliches Geschäft. Armut muss erfasst, verwaltet und betreut wer-
den. Viele profitieren von der Armutsdiskussion und zeichnen ein überspitztes 
Bild. Bundesweit werden 186 Mrd. Euro pro Jahr für soziale Dienstleistungen 

5	 Siehe Berliner Tagesspiegel vom 30.03.2010.
6	 Knobel-Ulrich (2013).
7	 Schröder, Christoph (2013).
8	 Die methodischen Unzulänglichkeiten sind ausführlich unter Kapitel 2.2 beschrieben.
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ausgegeben.9 Das Land Berlin zahlt z.B. für Beratung und Hilfe von Obdach-
losen 28 Mio. Euro jährlich. Wenn große Geldsummen im Spiel sind, liegt die 
Versuchung zum Betrug nahe. Beispielhaft war der Skandal um die Berliner 
Treberhilfe, die sich um die Versorgung, Unterstützung und Beratung Obdach-
loser, früh krimineller Jugendlicher sowie auch um in Not geratene Familien 
kümmert. Über Skandale berichten Medien am liebsten.

Die Mehrheit der Medien übernimmt fragwürdige Quellen meistens ungeprüft. 
Zudem verkaufen sich negative Schlagzeilen besser. Und nicht zuletzt haben 
auch Neidgefühle einen bedeutenden Platz in Deutschland und werden gern 
bedient. Ein Beispiel dafür ist die 2013 erschienene Publikation „Die neue Um-
verteilung – soziale Ungleichheit in Deutschland“10, die von den Medien will-
fährig aufgegriffen wurde. Der Autor versucht eine steigende Ungleichheit zu 
belegen, indem er Zahlen aus unterschiedlichen Quellen zusammenstellt, die 
aber auf sehr verschiedenen Grundlagen basieren. Der Autor unterschlägt lei-
der die sozialstrukturellen Veränderungen, die sich in den letzten Jahrzehnten 
ereignet haben und das Ergebnis sehr beeinflussen. So sind z.B. die Anzahl der 
Ein-Personen-Haushalte, der Alleinerziehenden und der Älteren gestiegen. Zu-
dem hat auch die Einwanderung einen Effekt auf das gemessene Ergebnis.11

2. 	 Wie misst man Armut?

Mittlerweile existieren eine Fülle von Berichten und Studien, die versuchen, 
Armut zu definieren und sie einer empirischen Messung zugänglich zu machen. 
Viele Studien schaffen es dabei nicht, Armut zu beschreiben oder zu definieren. 
Vielmehr werden eher die Folgen der Armut behandelt. Oft werden sogar noch 
nicht einmal die Folgen der Armut behandelt, sondern die Folgen von ungenau 
gemessener Einkommensungleichheit. Zudem wurde früh erkannt, dass in hoch 
entwickelten Industriestaaten nur wenige Anhaltspunkte für absolute Armut 
vorliegen. Eine nur auf die Behebung absoluter Armut gerichtete Politik wäre 
folglich von vornherein begrenzt.

Die Anfänge der Armutsmessung beginnen im späten 19. Jahrhundert.12 Charles 
Booth in London und Seebohm Rowntree in York begannen mit den ersten 

9	 Siehe Berliner Tagesspiegel vom 25.03.2010.
10	 Wehler (2013).
11	 Schröder, Klaus (2013).
12	 Der Text dieses Abschnitts entstammt Niemietz (2012), S. 116 f.
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Feldstudien.13 Der Begriff „Armutsgrenze“ stammt von Charles Booth, der erst-
mals von einer in Geldeinheiten ausgedrückten „Line of Poverty“ sprach, die 
später zur „Poverty Line“ wurde. Bis dahin wurde der Armutsstatus (Pauper) 
über die Abhängigkeit von Wohlfahrtseinrichtungen definiert. Das Bedürfnis, 
Armut überhaupt zu definieren und zu messen, ist durch den allgemeinen 
Wohlstandszuwachs im 19. Jahrhundert begründet. In früheren Jahrhunderten 
hätte der Begriff wenig Sinn ergeben, da Armut bis ins frühe Industriezeital-
ter hinein schlicht der Normalzustand für die große Mehrheit der Bevölkerung 
war. Historische Schätzungen von Maddison zeigen, dass der durchschnittliche 
Lebensstandard im Westeuropa des frühen 19. Jahrhunderts gerade einmal 
doppelt so hoch war wie zu Beginn der Zeitrechnung.14 Das Phänomen, dass 
die Lebensstandards überhaupt im Laufe der Zeit steigen, gibt es erst seit etwa 
200 Jahren, und zwar zunächst ausschließlich in Westeuropa und seinen Über-
see-„Ablegern“. Doch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verdoppelte 
sich das reale Pro-Kopf-Einkommen in Großbritannien, welches als Wiege der 
industriellen Revolution dem Kontinent weit vorauseilte. Inmitten dieses – aus 
heutiger Sicht natürlich immer noch sehr kärglichen – Wohlstandes gab es 
allerdings weiterhin bittere Armut, besonders sichtbar in den Slums, die sich 
an den Rändern der Industriestädte gebildet hatten. Armut war für alle poli-
tischen Denkrichtungen längst zu einem Thema geworden, obwohl praktisch 
nichts Systematisches über sie bekannt war. Wie weit verbreitet war Armut? 
Nahm sie tendenziell eher ab oder eher zu? Wer waren die Armen, und was 
hielt sie in Armut? Gab es Mobilität, oder war Armut ein Dauerzustand? Da es 
keine empirischen Antworten auf diese Fragen gab, traten anekdotische Evi-
denz, literarische Schilderungen und Behauptungen an ihre Stelle. Karl Marx 
etwa deklarierte einfach zum „Fakt“, was damals schlicht nicht bekannt sein 
konnte: „Wir gehen von einem nationalökonomischen, gegenwärtigen Faktum 
aus. Der Arbeiter wird um so ärmer, je mehr Reichtum er produziert [...]”.15

2.1 	I ndikatoren der absoluten Armut

Um absolute Armut zu messen, erstellte Rowntree einen Warenkorb, der zur 
Abdeckung der elementarsten Grundbedürfnisse ausreichen sollte.16 Rowntree 
glaubte, dass ein „Grundbedürfnis“ objektiv zu bestimmen sei. Die Lebensmit-
telkomponente des Rowntree’schen Warenkorbes etwa richtete sich nach den 
Empfehlungen von Ernährungswissenschaftlern. Der resultierende Warenkorb 
knüpfte an die schlechten Lebensbedingungen der damaligen Armenviertel 

13	 Für einen ausführlicheren Überblick, siehe Niemietz (2011), S. 56-71.
14	 Maddison (2008).
15	 Marx (1944).
16	 Der Text dieses Abschnitts entstammt Niemietz (2012), S. 118 f.
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an. Komfort oder Freizeitbeschäftigungen waren nicht vorgesehen. Die Preise 
aller in diesem Warenkorb enthaltenen Güter wurden gesammelt und addiert. 
Die Gesamtkosten des Warenkorbes ergaben die Armutsgrenze. Arm war der-
jenige, der sich den Rowntree-Warenkorb nicht hätte leisten können. Dieser 
sogenannte „Budget Standard Approach“ (BSA) wurde bald zur Standardme-
thode der Armutsmessung. Insbesondere in der Zwischenkriegszeit wurden 
zahlreiche regionale Armutsstudien auf dieser Basis durchgeführt. Diese Stu-
dien zeigen, dass Armut im Sinne von existenzieller Not im frühen 20. Jahr-
hundert noch weit verbreitet war. Sie zeigen aber auch eine fallende Tendenz 
in Friedenszeiten, obwohl die BSA-Körbe im Laufe der Zeit etwas großzügiger 
wurden. 1950 wurde die letzte Studie dieser Art durchgeführt, die ergab, dass 
es nach diesem strengen Maßstab kaum noch Armut gab. Die existenzielle 
Not war weitgehend überwunden, welches öffentlich aufmerksam registriert 
wurde. In der Folge nahm das Interesse an der Armutsforschung deutlich ab, 
denn das Thema galt als obsolet. Wie Typhus oder Tuberkulose, so wurde auch 
Armut nunmehr als ein Problem vergangener Zeiten bzw. als ein Problem von 
Entwicklungsländern gesehen. Peter Townsend, der später zum führenden Ar-
mutsforscher des Landes wurde, schrieb hierzu: „Die Einschätzung, die Armut 
sei in Großbritannien weitgehend überwunden, ist allgemein akzeptiert.“17

In Deutschland kann man absolute Armut mittels der Indikatoren Wohnungs-
losigkeit, materielle Deprivation und Mitgliedschaft in einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung darstellen. Ein weltweit eingesetztes Maß, welches in der Regel 
in Entwicklungsländern eingesetzt wird, ist das Tageseinkommen von einem 
US-Dollar/Person der Weltbank.

2.2 	I ndikatoren der relativen Armut

Ihren Ursprung haben die Indikatoren der relativen Armut in der Forderung von 
Peter Townsend und Brian Abel-Smith in den 1960er Jahren in Großbritannien. 
Townsend und Abel-Smith forderten, Armut neu zu bewerten. Der Begriff müsse 
umfassender verstanden werden, weniger als physische Entbehrung, sondern 
mehr als unzureichende gesellschaftliche Teilhabe. „Arm sei nicht nur der, der 
an Hunger und Kälte leide, sondern auch derjenige, der mit den Konsumge-
wohnheiten der Mehrheitsgesellschaft nicht mithalten könne.“18

Am meisten wird die sogenannte „Armutsrisikoquote“ verwendet, um relative 
Armut – genauer Einkommensungleichheit – zu messen. Gemessen wird dabei 

17	 Townsend (1962).
18	  Niemietz (2012), S. 119.
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der Anteil der Personen, die über ein geringeres Einkommen verfügen als 60 
Prozent des mittleren Nettoäquivalenzeinkommens. Dieses Verfahren opera-
tionalisiert für den Einkommensbereich die sogenannte relative Armutsdefi-
nition des Rates der EU aus dem Jahre 1974, wonach Personen, Familien und 
Gruppen als arm gelten, „die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) 
Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem 
Mitgliedstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar ist.“ Wenn Einkom-
mensungleichheit damit auch der empirischen Messung zugänglich wird, darf 
daraus jedoch nicht zwangsläufig auf Eindeutigkeit oder gar objektive Herlei-
tung geschlossen werden.

Woher kommt eigentlich die 60-Prozent-Schwelle? Dem EU-Konsens zur Ar-
mutsmessung folgend wurde in der Vergangenheit die Armutsschwelle zumeist 
bei 50 Prozent des Durchschnittseinkommens angesetzt. Wer darunter lag, wur-
de als arm gezählt. Eine 60-Prozent-Schwelle sollte dagegen einen armutsnahen 
Bereich markieren und eine 40-Prozent-Schwelle wiederum eine sogenannte 
„strenge Armut“ bezeichnen.19 So rechnete auch noch der erste Armutsbericht 
der Bundesregierung mit der 50- und 60-Prozentschwelle als Schwellen „rela-
tiver Einkommensarmut“.20 Der armutsnahe Bereich soll eine „Armutsgefähr-
dung“ darstellen. In den Medien wird dies meist souverän ignoriert. Der zweite 
Teil des Wortes, nämlich „-gefährdung“, wird einfach weggelassen.

Das Konzept relativer Einkommensarmut verrät leider nicht, was Armut ist und 
wie viele Arme es denn nun in Deutschland gibt. Was gemessen wird, ist nun 
einmal „lediglich“ das Maß von Einkommensungleichheit. Ganz abgesehen da-
von, dass die Lebenslage eines Menschen nicht allein durch das Einkommen 
determiniert wird und sich somit Armut definitorisch nicht auf das momentane 
Einkommen reduzieren lässt. Zudem muss nur die Anzahl der Bezieher mittlerer 
und höherer Einkommen steigen21, das Durchschnittseinkommen steigt und es 
werden automatisch mehr Menschen „relativ“ einkommensarm – unabhängig 
davon, dass sie das gleiche Einkommen wie vorher bei womöglich konstanten 
Lebenshaltungskosten haben. Somit ist auch ersichtlich, dass die „Armutsge-
fährdungsquote“ in Phasen des wirtschaftlichen Aufschwungs oftmals steigt, 

19	 Vgl. Hanesch/Krause/Bäcker/Maschke/Otto (2000), S. 50 ff.
20	 BMAS (2001), S. 38 ff.
21	 Man kann sich einige Ereignisse vorstellen, die zu einem höheren Anteil der „Armutsge-

fährdeten“ in einem Land führen: Viele Angehörige der beiden oberen Einkommensquartile 
verdienen in Folge eines Wirtschaftsaufschwungs mehr. Eine weitere effektive Methode 
wären erfolgreiche Gründungen oder Verlagerungen von Unternehmen mit hohen Gehältern. 
Viele gut bezahlte Mitarbeiter kämen in ein Land, ohne dass sich das Einkommen der großen 
Mehrheit der Bevölkerung wesentlich ändern würde.
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während sie meistens im Abschwung sinkt. Hinzu kommt, dass die Entwicklung 
der Preis- und Qualitätsstruktur der Produkte sowie der Ausstattungsgrad der 
Haushalte mit langlebigen Konsumgütern nicht betrachtet werden.

Auch berücksichtigt die Berichterstattung nicht die Zuwanderung aus dem 
Ausland. Wenn jedes Jahr zusätzlich Personen ins Land kommen, die wahr-
scheinlich nicht gerade zu den Reichen gehören, dann steigt die Anzahl der 
Personen, die unter 60 Prozent des Durchschnittseinkommens liegen – auch 
wenn der Durchschnitt einwanderungsbedingt an sich steigt. Eigentlich müsste 
man über den Zeitablauf die gleichen Leute betrachten und schauen, ob diese 
ärmer oder reicher werden. Sonst werden Äpfel mit Birnen verglichen. Die Fra-
ge ist sowieso, inwiefern Erwerbsbiographien von armen Studierenden bis zu 
reichen Vorstandsvorsitzenden in die Armutsberechnung eingehen. Im ersten 
Armuts- und Reichtumsbericht wurde daraufhin gewiesen, dass „Armut … ein 
gesellschaftliches Phänomen mit vielen Gesichtern [ist]. Es entzieht sich deshalb 
einer eindeutigen Messung.“22 Auch im vierten Bericht wird darauf hingewie-
sen: „Insgesamt ist die Armutsrisikoquote zwar ein oft genutzter statistischer 
Indikator, allerdings auch in Bezug auf Armut nur begrenzt aussagekräftiger, 
weil er lediglich Hinweise auf mögliche Risiken und betroffene Gruppen geben 
kann“.23 Die beauftragten Wissenschaftler haben auf methodische Unzuläng-
lichkeiten hingewiesen, die berichtenden Medien haben dies unterschlagen.

Vor allem kann ein Staat nicht aus einer relativen Armut bzw. Einkommensun-
gleichheit herauswachsen, da die Armutsgrenze dem Medianeinkommen im-
mer folgt. Die britische Armutsgrenze von 2012 entspricht ziemlich genau 
dem Durchschnittseinkommen in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre. Eine 
wachstumsorientierte Armutsbekämpfungsstrategie kann nicht funktionieren, 
„…denn sie käme dem Märchenmotiv des Wettlaufs zwischen Hase und Igel 
gleich.“24 Nur mit verteilungspolitischen Maßnahmen kann ein Staat die mit 
der „Armutsgefährdungsquote“ gemessene Einkommensungleichheit reduzieren. 
Am ehesten sind die skandinavischen und auch einige osteuropäische Staaten 
diesen Weg gegangen, während die angelsächsischen Staaten eher umvertei-
lungskritisch sind. Länder mit Armutsgefährdungsquoten im einstelligen Be-
reich gibt es nicht. Das relative Armutsmaß entspricht also dem Bibelzitat „Die 
Armen werdet ihr immer bei euch haben.“ (Matthäus 26).25

22	 BMAS (2001), S. 12.
23	 BMAS (2013), S. 330.
24	 Niemietz (2012), S. 121.
25	 Niemietz (2012), S. 122.
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2.3 	I ndikatoren der Kinderarmut

Die Armut von Kindern wird meistens als Indikator der Einkommensungleichheit 
erfasst. Zudem weist auch die Abhängigkeit der Eltern von Hartz-IV-Transfers 
auf Kinderarmut hin. In der Regel misst man hier den Anteil der Kinder unter 
15 Jahren, der in einem Haushalt aufwächst, der zur Sicherung der Existenz-
grundlage von Transferleistungen abhängig ist. Z.B. sei dieser Anteil 2010 in 
der „Transferbeziehermetropole“ Berlin mit 37,4 Prozent sehr hoch gewesen.26 
Zusätzlich kann noch die materielle Entbehrung herangezogen werden.

Ob bei der Einkommensungleichheit nun 50 oder 60 Prozent des mittleren Ein-
kommens zugrunde gelegt werden, hat einen großen Einfluss auf das Ergebnis. 
Im Jahr 2008 lagen nur 8,3 Prozent aller Kinder in Deutschland unter der 50-
Prozent-Schwelle, bei der 60-Prozent-Schwelle sind es bei gleicher Datenbasis 
des Sozio-ökonomischen Panels schon 14,9 Prozent.27 Zudem läuft auch die 
„Kinderarmut der Einkommensentwicklung immer hinterher (siehe oben). Eine 
Aussage wie „Trotz hohem Wirtschaftswachstum und Anstieg der Pro-Kopf-
Einkommen sei die Kinderarmut nicht verschwunden”28 ist demnach nicht nur 
trivial, sondern auch irreführend.

3. 	 Empirische Armut in Deutschland

Die verlässlichste Datengrundlage, die dazu auch noch im Längsschnitt zur 
Verfügung steht, ist der Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung. 
2013 ist der vierte Bericht erschienen und setzt die 2001 begonnene Daten-
erhebung fort. Der aktuelle Bericht umfasst die Berichtsjahre 2007 bis 2011, 
wobei im Einzelfall auch Daten aus 2012 ausgewertet wurden. Erstmalig ori-
entiert sich der Bericht an den Lebensphasen, um die soziale Mobilität im Le-
bensverlauf zu analysieren. Diese Neuerung bedeutet, dass erstmalig subjek-
tive Sichtweisen der Bevölkerung sowie einzelner Personengruppen Eingang 
in den Bericht finden und nicht nur objektive Befunde. Um den Bericht auch 
weiterhin aussagekräftig zu nutzen, empfiehlt sich eine Konzentration auf die 
objektiven Befunde.

26	 Kühnelt (2013).
27	 Berth (2011).
28	 Fertig (2005).
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3.1	 Absolute Armut in Deutschland

Bei der absoluten Armut sind auch positive Entwicklungen zu verzeichnen, 
über die meistens nicht berichtet wird. So hat sich z.B. die Wohnsituation 
leicht verbessert. Laut Berechnungen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung hat sich der Gebäudezustand verbessert. 2006 wurden noch 
5,2 Prozent der befragten Hauptmieterhaushalte als „renovierungsbedürftig/
abbruchreif“ beurteilt, 2010 waren es schon 4,2 Prozent.29 Auch die Wohnungs-
losigkeit hat abgenommen. Zählte man 2006 noch 256.000 Wohnungslose, 
waren es 2010 schon 248.000 mit einem Tiefstand von 227.000 im Jahr 2008. 
Allerdings stieg die Zahl der Wohnungslosen ohne jede Unterkunft von 18.000 
(2006) auf 22.000 (2010). Demgegenüber fiel die Zahl der von Wohnungslosig-
keit bedrohten Personen von 110.000 (2006) auf 106.000 (2010).30

Aufschlussreich ist auch die Entwicklung der materiellen Deprivation. Dieser 
Indikator misst eine Einschränkung der Lebensbedingungen aufgrund fehlender 
Mittel in den Bereichen:

	 Miete, Wasser/Strom sowie Verbindlichkeiten,–
	 angemessene Beheizung der Wohnung,–
	 unerwartete Ausgaben tätigen können,–
	 einen einwöchigen Urlaub an einem anderen Ort,–
	 jeden zweiten Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Fisch oder gleichwertiger –

Proteinzufuhr,
	 ein Auto,–
	 eine Waschmaschine,–
	 einen Farbfernseher oder –
	 ein Telefon.–

Der Armuts- und Reichtumsbericht spricht von materieller Entbehrung, wenn 
mindestens drei der o.a. Merkmale eingeschränkt sind, und von erheblicher ma-
terieller Entbehrung, wenn mindestens vier eingeschränkt sind. Dieser Indikator 
misst absolute Armut auf dem hohen Niveau eines westlichen Industrielandes. 
Der hier zugrunde gelegte Armutsbegriff hat mit einer absoluten Armut, wie 

29	 BMAS (2013), S. 485.
30	 BMAS (2013), S. 486. Die Bundesregierung führt selbst keine Statistik zur Zahl der woh-

nungslosen Menschen, sondern verlässt sich im Wesentlichen auf die Schätzungen der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG-W). Diese beruhen auf der Beobachtung 
der Veränderungen des Wohnungs- und Arbeitsmarktes, der Zuwanderung, der Sozialhilfe-
bedürftigkeit sowie regionaler Wohnungslosenstatistiken und eigenen Blitzumfragen. Eine 
gewisse Unschärfe darf dabei vermutet werden.
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sie z.B. in Entwicklungsländern definiert würde, nichts zu tun. Es fiel sowohl 
die materielle Entbehrung von 13,0 (2008) auf 12,4 Prozent (2011) als auch die 
erhebliche materielle Entbehrung von 5,5 (2008) auf 5,3 Prozent (2011).31

3.2 	R elative Armut bzw. Einkommensungleichheit in Deutschland

2010 versuchte eine Studie zu belegen, dass die Polarisierung der deutschen 
Gesellschaft zunehme. Dazu zog sie die Veränderungen der Anteile „reicher, 
mittlerer und armer“ Haushalte heran. Gemeint damit waren aber weniger 
oder mehr einkommensstarke Haushalte. Doch trotz der fragwürdigen Methode 
hat diese Studie eher das Gegenteil bewiesen: Seit 1993 bleiben die Anteile 
der drei Haushaltsgruppen nahezu konstant. Der Anteil der niedrigen Einkom-
mensgruppe (weniger als 70 Prozent des monatlichen Medianeinkommens) lag 
1993 bei 21,1 Prozent und 2009 bei 21,7 Prozent, der Anteil der hohen Ein-
kommensgruppe (mehr als 150 Prozent des monatlichen Medianeinkommens) 
lag sowohl 1993 als auch 2009 bei 16,8 Prozent.32 Angesichts dieser „Verände-
rungen“ kann man noch nicht einmal von steigender Einkommensungleichheit 
sprechen, geschweige denn von einer Zunahme relativer Armut.

Die „Armutsgefährdungsquote“ ist in Deutschland von 10,4 (1998) auf 14,9 
Prozent (2009) gestiegen. 2010 sank sie auf 13,9 Prozent.33 Vom Risiko der Ein-
kommensarmut wären demnach in Deutschland über 11 Millionen Menschen 
betroffen. 2011 ist die „Armutsgefährdungsquote“ wieder leicht angestiegen.

Größere Unterschiede ergibt die Messung der Einkommensungleichheit auf 
regionaler Ebene. Vor allem, wenn die Kaufkraft mit berücksichtigt wird. 2012 
betrug die „Armutsgefährdungsquote“ 14,1 Prozent der Bevölkerung in West-
deutschland und 19,9 Prozent in Ostdeutschland. In Baden-Württemberg lag 
dieser Anteil nur bei 11,3 und in Bremen bei 23 Prozent. Berücksichtigt man 
die Veränderungen der Kaufkraft beim zugrundeliegenden Medianeinkommen, 
so steigt der Anteil für Baden-Württemberg auf 12,7, während er für Bremen 
leicht auf 23,4 Prozent steigt.34 Die größten Unterschiede sind bei den Regi-
onen zu beobachten. Die Region mit den Landkreisen Dillingen an der Donau, 
Donau-Ries, Aichach-Friedberg und Augsburg in Bayern hatte 2012 mit 8,3 
Prozent die niedrigste relative Kaufkraftarmutsquote, während der Kreis Köln 
mit 26,4 Prozent die höchste hatte.35

31	 BMAS (2013), S. 490.
32	 Göbel/Gornig/Häußermann (2010), S. 4.
33	 BMAS (2013), S. 462.
34	 Institut der deutschen Wirtschaft (2014), S. 8.
35	 Institut der deutschen Wirtschaft (2014), S. 13.
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3.3 	 Kinderarmut in Deutschland

Die wirtschaftliche Stabilität der gesamten Familie entscheidet über die fi-
nanzielle Absicherung von Kindern. Die Lebenslage eines Kindes ist eindeutig 
mit den Lebensumständen und Einkommenssituation der Eltern verbunden. Die 
„Armutsgefährdungsquote“ orientiert sich ergo am Einkommen des Haushalts, 
in dem das jeweilige Kind lebt.

Abbildung 1: „Armutsgefährdungsquoten“ von Kindern im EU-Vergleich 2010

Quelle: 	 Darstellung des BMAS auf Basis der EU-SILC-Erhebung 2011 mit Einkommensdaten 
von 201036

Auf europäischer Ebene liegt Deutschland mit einer „Armutsgefährdungsquote“ 
von Kindern von 15,6 Prozent im unteren Mittelfeld unter dem Durchschnitt der 
europäischen Staaten. Die „Armutsgefährdungsquote“ von Kindern kann auch 
alternativ mit dem Sozioökomischen Panel, der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe sowie dem Mikrozensus gemessen werden. Alle drei genannten In-
strumente weisen eine höhere Einkommensungleichheit für Kinder aus.

Die Einkommensungleichheit der Kinder wird dabei von zwei Faktoren bestimmt: 
vom Familientyp und von der Erwerbsbeteiligung der Eltern. Die „Armutsge-
fährdungsquote“ von Kindern in Haushalten von Alleinerziehenden ist mit fast 

36	 BMAS (2013), S. 110.

- 110 - 

 

Schaubild B II.4.1: 
 Armutsrisikoquoten von Kindern im EU-Vergleich, 2010 

 
Quelle: Darstellung des BMAS auf Basis EU-SILC 2011 mit Einkommensdaten zu 2010. 

 

Die Armutsrisikoquote für Kinder liegt in Deutschland aktuell je nach Datenquelle drei bis vier 
Prozentpunkte über der Gesamtquote bei rund 17 bis 20 Prozent. EU-SILC bildet dabei eine 
Ausnahme, weil die Höhe der Quote der Kinder dort mit rund 16 Prozent in etwa übereinstimmt 
mit dem Gesamtwert (siehe Schaubild B II.4.2 und Indikator A.1). 
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40 Prozent am höchsten. Die niedrigen Einkommen von Alleinerziehenden sind 
durch Erwerbslosigkeit und einem geringen Beschäftigungsumfang bedingt.37 
Allerdings ist der Verbleib von Kindern in einkommensschwachen Alleinerzie-
hendenhaushalten nicht dauerhafter Natur. Für rund ein Viertel der allein-
erziehenden Mütter bleibt der Status alleinerziehend für maximal drei Jahre 
bestehen, da sie neue Partnerschaften eingehen. Allerdings ist die Hälfte der 
alleinerziehenden Mütter nach acht Jahren immer noch alleinerziehend.38 Ein 
Drittel der alleinerziehenden Frauen ist nicht alleinstehend, sondern lebt in 
einer Partnerschaft, nur eben in einem eigenen Haushalt.39

Bei der erheblichen materiellen Entbehrung lässt sich keine besondere Schlech-
terstellung der Kinder beobachten. Kinder unter 18 Jahren weisen in Deutsch-
land eine Quote von fünf Prozent auf, welches ungefähr dem Wert der Ge-
samtbevölkerung entspricht (siehe Kapitel 3.1). Kinder in alleinerziehenden 
Haushalten sind mit 17 Prozent deutlich stärker von erheblicher materieller 
Entbehrung betroffen.40

Das Risiko des Bezugs von Hartz-IV-Leistungen ist am höchsten für Kinder aus 
alleinerziehenden Haushalten. Aus einer Erhebung in Nordrhein-Westfalen 
lassen sich die unterschiedlich hohen Risiken ablesen. 7,3 Prozent der Paare 
mit einem Kind beziehen Hartz IV und 8,1 Prozent der Paare mit zwei Kindern. 
Demgegenüber beziehen 38,9 Prozent der Alleinerziehenden mit einem Kind 
Hartz IV, bei Alleinerziehenden mit zwei und mehr Kindern sind es sogar 54,1 
Prozent.41

37	 BMAS (2013), S. 111.
38	 Ott/Hancioglu/Hartmann (2012).
39	 BMAS (2013), S. 112.
40	 BMAS (2013), S. 114.
41	 IDAF (2014).
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4. 	E mpirische Armut weltweit

4.1 	 Absolute Armut

Der Anteil der Menschen, die in absoluter Armut leben, d.h. über weniger als 
einen Dollar pro Tag verfügen, ist weltweit von 36 (1990) auf 15 Prozent (2011) 
gefallen. Die Anzahl der Arbeitnehmer, die weniger als 1,25 Dollar pro Tag ver-
dienen, sank von 811 (1991) auf 375 Mio. (2013).42 Auch bei Berücksichtigung 
der Kaufkraftentwicklung ist der weltweite Rückgang der absoluten Armut 
enorm. Er fiel von 26,8 (1970) auf 5,4 Prozent (2006).43

Abbildung 2:	 Anteil der Personen mit weniger als einen Dollar täglich (in 
1987er Dollars).

Quelle: 	 Pinkovskiy/Sala-i-Martin (2009), S. 53.

42	 Perry (2014).
43	 Pinkofskiy/Sala-i-Martin (2009), S. 53.
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Figure 24: World Poverty Rates, Baseline 
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Die absolute Armutsgrenze von weniger als 1,25 Dollar täglich ist in den ein-
zelnen Weltregionen unterschiedlich gesunken:

Abbildung 3:	 Anteil der Bevölkerung mit weniger als 1,25 Dollar täglich

Quelle: 	 Bankenverband (2013), S. 2. Die Originaldaten stammen von der Weltbank und sind 
kaufkraft- und inflationsbereinigt.

Während der Anteil derjenigen, die mit weniger als 1,25 Dollar täglich aus-
kommen mussten, in Ostasien/Pazifik von 77,2 auf 12,5 Prozent sank, sank 
dieser Anteil in Subsahara-Afrika nur von 51,5 auf 48,5 Prozent. Subsahara-
Afrika bleibt das Armenhaus der Welt. Gleichwohl wurde das Millenniumsziel 
der Vereinten Nationen, die absolute Armutsquote in den Entwicklungsländern 
zwischen 1990 und 2015 zu halbieren, erreicht.44 

Auffällig ist der Anstieg der Armut in Venezuela. Jahrelang reklamierte die so-
zialistische Regierung Erfolge bei der Armutsbekämpfung für sich. Die Empirie 
zeichnet ein anderes Bild. Die venezolanische Statistikbehörde verwendet ein 
absolutes Armutsmaß, welches die jährlichen Kosten eines repräsentativen Wa-
renkorbs für eine durchschnittliche Familie misst, in dem Nahrung, Kleidung, 
Unterkunft, Transport, medizinische Versorgung, Kommunikation und Bildung 
enthalten sind. Falls das Pro-Kopf-Einkommen unterhalb der Kosten dieses Wa-
renkorbs liegt, wird die entsprechende Person als arm gezählt. Die Anzahl der 
Personen, die weniger verdienten, um sich den repräsentativen Warenkorb zu 
leisten, stieg im Jahr 2013 um 1,8 Mio. Ungefähr sechs Prozent aller 30 Mio. 
Venezolaner sind allein im letzten Jahr unter diese Armutsgrenze geraten.45 
Noch schlimmer hat sich Venezuela bei der extremen Armut entwickelt. Diese 
wird mit den Kosten eines repräsentativen Warenkorbs nur für Nahrung und 

44	 Bankenverband (2013).
45	 Nagel (2014).

Mit ihren im Jahr  beschlossenen Millenniumszielen woll-

te die Staatengemeinschaft dafür Sorge tragen, dass sich das 

Leben der Menschen in den Entwicklungsländern bis zum Jahr 

 deutlich verbessert. Zum Teil ist dies gelungen.

Die sogenannten Millenniumsziele sehen unter anderem vor, 

die weltweite Armut deutlich zu verringern und im Kampf gegen 

Hunger und Kindersterblichkeit spürbare Fortschritte zu erzielen. 

Globale Wirtschaft

Armutsquote weltweit deutlich  
gesunken

Während die Sterblichkeitsrate von Kindern und Müttern trotz 

eines positiven Trends bis  nicht mehr auf das ambitionierte 

Millenniumsziel gesenkt werden kann, ist das Ziel, die Armuts-

quote in den Entwicklungsländern zwischen  und  zu 

halbieren, bereits erreicht: Der Anteil der Menschen, die von we-

niger als , Dollar pro Tag leben müssen, betrug im Jahr  

weniger als  Prozent –  lag die Quote preisbereinigt noch 

bei  Prozent. Besonders eindrucksvoll sind die Fortschritte in 

der Region Ostasien/ Pazifik, wo der Anteil der absolut Ärmsten 

seit  von über  Prozent auf unter  Prozent gesunken ist. 

Dahinter stehen vor allem die Erfolge in China.

Fortschritte auch in Afrika

Selbst aus Afrika südlich der Sahara gibt es gewisse Fortschritte 

zu melden, denn immerhin ist die Zahl der Ärmsten in der letz-

ten Dekade mit einem Plus von  Millionen längst nicht mehr 

so stark gewachsen wie die Bevölkerung. Daher ist die Armuts-

quote in Subsahara-Afrika merklich zurückgegangen – von über 

 Prozent im Jahr  auf knapp  Prozent im Jahr . 

Hauptgrund für all diese Erfolge: das Wirtschaftswachstum der 

Entwicklungs- und Schwellenländer. Zwischen  und  be-

trug es jahresdurchschnittlich mehr als  Prozent, während es in 

den er Jahren nur bei rund , und in den er Jahren 

bei rund  Prozent gelegen hatte. Die Armut wurde vielerorts 

aber auch durch Umverteilung zurückgedrängt – angefangen von 

Bodenreformen bis hin zu höheren Steuern für Vermögende. 

Entwicklungsländer: Armut zurückgedrängt 

(in Prozent)

 Ost-
asien/
Pazifik

Südasien Sub-
sahara-
Afrika

Ost-
europa/ 
Zentral-
asien

Latein-
amerika

Mittlerer 
Osten/
Nord-
afrika

 , , , , , ,

 , , , , , ,

 , , , , , ,

 , , , , , ,

Angaben kaufkraft- und inflationsbereinigt; Quelle: Weltbank.

So viel Prozent der Bevölkerung hatten pro Tag weniger als , Dollar  
zum Leben



beläuft sich laut Eurostat der Exportüberschuss der Euro-

päischen Währungsunion in den ersten neun Monaten die-

ses Jahres. Ein Jahr zuvor betrug der Überschuss lediglich 

, Milliarden Euro. Den mit Abstand größten Exportüber-

schuss weist Deutschland auf. Er summierte sich bis Ende  

August auf fast  Milliarden Euro. Aber auch Mitgliedsländer 

der Währungsunion, die mit Finanzproblemen kämpfen, wie 

etwa Irland (, Milliarden Euro) und Italien (, Milliarden 

Euro), weisen eine positive Bilanz auf. Dem stehen zahlreiche 

Länder mit defizitären Handelsbilanzen gegenüber – Frank-

reich etwa verzeichnet ein Defizit von rund  Milliarden Euro.

110  

Florian Pressler, promovierter Historiker an der Universität 

Augsburg, hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Weltwirt-

schaftskrise der er Jahre ausführlich zu beschreiben – 

ihre Ursachen, ihren Verlauf, ihre Folgen. Herausgekommen 

ist ein gut lesbares Buch, das keine Vorkenntnisse voraus-

setzt und trotz seines begrenzten Seitenumfangs nicht nur 

die Weltwirtschaftskrise selbst beleuchtet, sondern sich auch 

der Kriegszeit, der Bedeutung von John Maynard Keynes und 

der Entstehung des Bretton-Woods-Systems annimmt. Auch 

der gegenwärtigen Krise und ihren Parallelen mit der gro-

ßen Depression ist ein Kapitel gewidmet. Das Buch gewinnt 

nicht zuletzt durch seine kenntnisreiche Beschreibung der 

US-amerikanischen Verhältnisse im ersten Drittel des letzten 

Jahrhunderts.

Florian Pressler: Die erste Weltwirtschaftskrise. Eine kleine Geschichte der großen Depression 
Verlag C.H. Beck, München , , Euro.

Lektüre-Tipp:
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Getränke gemessen. 2013 stieg die Anzahl der Venezolaner, die in extremer 
Armut lebten, um 730.000 Personen. Derzeit beläuft sich die Anzahl extrem 
armer Venezolaner auf fast drei Mio., d.h. ungefähr ein Zehntel der Bevölke-
rung.46 Die Ursachen dafür liegen in einem jährlichen Preisanstieg von ca. 60 
Prozent sowie miserabler Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die stagnierenden 
Ölpreise verschärfen die Situation zusätzlich.

Abbildung 4: 	 Angaben zur materiellen Entbehrung und finanziellen Anspan-
nung in Prozent der Bevölkerung im Jahr 201147

Quellen: 	 Eurostat; Institut der deutschen Wirtschaft Köln. 

In der EU misst Eurostat die materielle Deprivation als Mangel an bestimmten, 
einfachen Gütern und Dienstleistungen aus finanziellen Gründen. Analog zum 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung definiert die EU erhebliche 

46	 Nagel (2014).
47	 Schröder, Christoph (2013), S. 9.
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finanziellen Nöte können nicht nur groß sein, wenn das Einkommen für das Notwendige 
nicht reicht, sondern auch, wenn die Ansprüche gemessen am eigenen Einkommen zu hoch 
sind. Umgekehrt ist es auch möglich, dass die Haushalte gut mit ihren Einkommen zu-
rechtkommen, weil sie ihre Ansprüche so weit zurückgenommen haben, dass sie bereits 
erhebliche materielle Entbehrungen erleben. Deutschland gehört zu den Ländern, dessen 
Einwohner vergleichsweise gut mit ihren Einkommen auskommen: Weniger als jeder 
Zehnte hat Schwierigkeiten, mit dem zur Verfügung stehenden Geld zurechtzukommen. 
Lediglich Finnland und Schweden schneiden deutlich besser ab. In Lettland, Ungarn, Bul-
garien und Griechenland sind es dagegen rund 6 von 10 Einwohnern.  
 
Abbildung 4 

Deprivation und finanzielle Anspannung 
Angaben zur materiellen Entbehrung1) und finanziellen Anspannung2) in Prozent der Bevölkerung 
im Jahr 2011 
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materielle Deprivation, wenn vier von neun Kriterien (siehe Kapitel 3.1) nicht 
erfüllt sind. Zudem wird noch die finanzielle Anspannung mittels der Frage 
ermittelt, wie gut die Haushalte mit ihrem Einkommen zurechtkommen. Der 
Anteil der Bevölkerung, dem dies Schwierigkeiten oder große Schwierigkeiten 
bereitet, wird angegeben.48 Deutschland fällt durch einen einstelligen Anteil der 
Personen mit erheblicher materieller Entbehrung positiv auf. Auch der Anteil 
der Personen mit finanzieller Anspannung ist gering. Weniger als jeder Zehnte 
kommt mit dem ihm zur Verfügung stehenden Geld nicht aus. Nur Finnland 
und Schweden übertreffen Deutschland.49

4.2	R elative Armut bzw. Einkommensungleichheit

Der Vergleich von relativen Armutsquoten bzw. Einkommensungleichheit ergibt 
für ausgewählte OECD-Staaten folgendes Bild:

Abbildung 5: 	 Relative Armutsquoten und Ungleichheit in ausgewählten OECD-
Ländern 2008

Relative Armut Ungleichheit  
(P50/P10)

Schweden 11,4% 1,72

Tschechische Republik 11,5% 1,74

Dänemark 12,3% 1,75

Ungarn 12,3% 1,78

Österreich 13,4% 1,82

Slowakei 13,7% 1,86

Frankreich 14,1% 1,82

Schweiz 15,2% 1,83

Großbritannien 15,5% 1,99

Deutschland 17,2% 2,08

Italien 19,7% 2,11

Polen 20,8% 2,42

Japan 20,8% 2,43

USA 23,9% 2,69

Quelle: OECD (2008).

48	 Schröder, Christoph (2013), S. 8.
49	 Schröder, Christoph (2013), S. 9.
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In der zweiten Spalte der Tabelle ist der P50/P10-Quotient angegeben. Dieser 
ergibt sich aus den Einkommen des 50. und des 10. Perzentils der Einkom-
mensverteilung. Ein P50/P10-Quotient von zwei besagt, dass diejenigen in der 
Mitte der Einkommensverteilung (der Median) doppelt so viel verdienen wie 
diejenigen am unteren Ende der Einkommensverteilung. Beide Indikatoren kor-
relieren fast immer perfekt miteinander. Deutschland befindet sich im Mittel-
feld. Gleichwohl ist die Armutsgefährdungsquote in den letzten Jahren wieder 
gesunken (siehe Kapitel 3.2).

Gemäß neuerer Daten aus der EU belegt Deutschland einen Mittelplatz. Die 
folgende Abbildung zeigt die Einkommensarmutsquote und den Gini-Koeffizi-
enten als Konzentrationsmaß für die 27 EU-Staaten:

Abbildung 6: 	 Einkommensarmutsquote in Prozent der Bevölkerung u. Gini-
Koeffizient für 201050

Quelle: Eurostat; Institut der deutschen Wirtschaft Köln.

50	 Schröder, Christoph (2013), S. 5.
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Abbildung 2 

Relative Einkommensarmut und Einkommensungleichheit 
Einkommensarmutsquote1) in Prozent der Bevölkerung und Gini-Koeffizient2) im Jahr 2010 
 

 

 

Die Tschechische Republik, die auch beim AROPE-Indikator die niedrigste Betroffenheit 
aufweist, ist am wenigsten von relativer Einkommensarmut betroffen. Nur dort ist weniger 
als jeder Zehnte relativ einkommensarm. In den Niederlanden ist es bereits jeder Neunte 
und in Österreich jeder Achte. In Deutschland liegt der Anteil der Personen, die weniger 
als 60 Prozent des Einkommensmedian verdienen, bei knapp 16 Prozent. Das ist rund 
1 Prozentpunkt weniger als im EU-Durchschnitt. Deutschland nimmt somit einen Platz im 
Mittelfeld ein, ist aber hinter fast allen seinen Nachbarländern platziert. Am häufigsten tritt 
relative Einkommensarmut mit einer Quote von mehr als 20 Prozent in den Krisenländern 
Griechenland und Spanien sowie in den beiden EU-Ländern mit dem niedrigsten Wohl-
standsniveau, Rumänien und Bulgarien, auf. Die beiden zuletzt genannten Länder bilden 
auch bei der AROPE-Gefährdung die Spitzenreiter. Die Wertespanne ist jedoch bei der re-
lativen Einkommensarmut wesentlich kleiner als bei AROPE. Die neuen Mitgliedsländer 
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Deutschland liegt mit einem Anteil von knapp 16 Prozent einen Prozentpunkt 
unter dem EU-Durchschnitt. Beim Gini-Koeffizienten befindet sich Deutsch-
land unterhalb 30 Prozent und damit im Mittelfeld. Bulgarien und Rumänien 
führen sowohl bei der Einkommensarmutsquote als auch liegen bei der Ein-
kommensungleichheit in der Spitzengruppe.51 

Betrachtet man die Veränderung der Einkommensanteile der untersten zehn 
und der obersten zehn Prozent, war Deutschland in Europa bei der Bekämpfung 
der Einkommensungleichheit zwischen 2006 und 2011 am erfolgreichsten:

Abbildung 7: 	 Veränderung der Einkommensanteile 2006 bis 2011 in Prozent-
punkten52

Quelle: 	 Eurostat; Institut der deutschen Wirtschaft Köln (© 2014, IW Medien, iwd 14).

51	 Schröder, Christoph (2013), S. 5.
52	 IW Dienst (2014).
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In Deutschland holen die Armen auf

Veränderung der Einkommensanteile 2006 bis 2011 in Prozentpunkten

In keinem anderen EU-Staat konnten die einkommensärmsten 10 Prozent
der Bevölkerung in den vergangenen Jahren ihren Einkommensanteil stärker
erhöhen als in Deutschland. Der Einkommensanteil der reichsten 10 Pro-
zent ist dagegen während der Wirtschafts- und Finanzkrise gesunken. Auch
im EU-Durchschnitt hat sich die Einkommensschere im Zeitraum 2006 bis
2010 tendenziell geschlossen – allerdings nicht, weil die unteren Einkom-
mensgruppen zulegen konnten, sondern weil der Einkommensanteil der
Reichen fast überall abgenommen hat. In Dänemark, Spanien und 
Schweden hat sich die Einkommensschere geöffnet.
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Die Armutsgrenzen

Schwellenwerte der relativen Einkommensarmut
für Alleinlebende 2011 in Euro

Durchschnitt EU-28

In Deutschland gilt ein Alleinlebender nach EU-Definition als relativ einkommensarm, wenn er – nach Abgaben und zu-
züglich Transferleistungen – über weniger als 980 Euro im Monat verfügt. Eine Familie mit zwei Kindern unter 14 Jahren
überschreitet die Armutsgefährdungsgrenze mit einem Nettomonatseinkommen von 2.058 Euro. Mit diesem Lebens-
standard gilt man in den meisten anderen EU-Staaten nicht mehr
als armutsgefährdet. Nur in Luxemburg, Österreich und Schweden
muss man deutlich mehr Geld zur Verfügung haben als in Deutsch-
land, um nicht als relativ einkommensarm zu gelten.
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Während der Staatsschulden- und Finanzkrise sank der Einkommensanteil der 
obersten zehn Prozent der Bevölkerung um 1,7 Prozentpunkte, während der 
Einkommensanteil der untersten zehn Prozent der Bevölkerung um 0,8 Pro-
zentpunkte zunahm. Damit nimmt Deutschland in Europa eine „Spitzenstel-
lung” ein. Im EU-Durchschnitt hat sich die Einkommensschere zwischen 2006 
und 2010 überwiegend geschlossen. Grund dafür war nicht eine positive Ent-
wicklung bei den ärmsten Einkommensgruppen, sondern eine negative bei den 
reichsten Einkommensgruppen.53

Empirische Studien belegen fast immer, dass die Armutsgefährdungsquote, d.h. 
die Einkommensungleichheit, eines Landes im Wesentlichen durch das Volumen 
des Wohlfahrtsstaates determiniert sei.54 So argumentiert auch Brady: „Linke 
politische Institutionen lösen eine Expansion des Wohlfahrtsstaates aus. Wie 
frühere Studien ebenfalls zeigen, reduziert diese Ausweitung des Wohlfahrts-
staates die Armut [d.h. die Einkommensungleichheit].“55 Ebenso Moller et. al.: 
„Wenn Staaten mehr Ressourcen für Wohlfahrtsleistungen ausgeben, fällt 
die Armut [d.h. die Einkommensungleichheit]. Tun sie dies unter dem Einfluss 
linker Parteien, dann geben sie das Geld mit größerer Umverteilungswirkung 
aus, und die Armut [d.h. die Einkommensungleichheit] wird umso effektiver 
reduziert.“56

5. 	 Effekte der Einkommensungleichheit

Die einen sehen in der vorhandenen Einkommensungleichheit eine Bedrohung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts sowie eine negative Wirkung auf das 
Wirtschaftswachstum und plädieren für noch mehr Umverteilung (so z.B. die 
OECD). Die anderen befürchten einen Verlust an Wettbewerbsfähigkeit und 
Wirtschaftswachstum bei einer exzessiven Umverteilung (z.B. Schweden vor 
den Reformen der 1990er Jahre). Ein umfassender Sozialstaat ist nicht kosten-
los zu haben. Soziale Leistungen werden entweder über höhere Steuern und 
Beiträge, Verschuldung oder ungerechte Verteilung zwischen unterschiedlichen 
Generationen finanziert.

53	 IW Dienst (2014).
54	 Für einen genaueren Überblick, siehe Niemietz (2011), S. 72-87.
55	 Brady (2003).
56	 Moller et. al. (2003).
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Im Wesentlichen ist es die OECD, die empirisch versucht, einen negativen Ein-
fluss der Einkommensungleichheit auf das Wirtschaftswachstum nachzuwei-
sen. Der kausale Zusammenhang wird aber nicht hinreichend belegt. Und selbst 
wenn man die Berechnungen der OECD für plausibel hält, ist der vermutete 
Einfluss der Einkommensungleichheit auf das deutsche Wirtschaftswachstum 
relativ gering. Er liegt bei ca. sechs Prozentpunkten für einen Zeitraum von 20 
Jahren (1990 bis 2010).57 Demgegenüber belegt eine umfangreiche Studie des 
Manhattan Instituts, die die Daten vieler Staaten auswertet, Folgendes:58

	 Innerhalb der entwickelten Welt tendieren Staaten mit höherer Einkom-–
menskonzentration zu höheren Lebensstandards.

	 Betrachtet man Änderungen der Einkommenskonzentration und der Le-–
bensstandards korrespondieren große Anstiege der Ungleichheit mit starken 
Anstiegen der Lebensstandards sowohl der Mittelklasse als auch der ärmeren 
Bevölkerung.

	 In entwickelten Staaten geht eine größere Ungleichheit mit stärkerem Wirt-–
schaftswachstum einher. Das stärkere Wirtschaftswachstum erklärt, dass 
zwar die obersten Einkommensschichten mehr vom Wachstum profitieren, 
aber die Mittelklasse und die arme Bevölkerung dennoch mehr profitiert, 
als wenn das Wirtschaftswachstum geringer gewesen wäre. 

	 Die englischsprachigen Staaten weisen eine höhere Einkommenskonzen-–
tration als die Staaten Kontinentaleuropas auf.

„Gleichheit in der Einkommens- und Vermögensverteilung ist – theoretisch – 
nur im Sozialismus möglich.“59 Ein gewisser Grad an Ungleichheit kennzeichnet 
eine wettbewerbsfähige Marktwirtschaft, denn nur dann besteht ein Anreiz 
zur Leistung und zum unternehmerischen Risiko. Zudem darf nicht vergessen 
werden, dass es erstens für die angestrebte Gerechtigkeit an belastbaren ein-
vernehmlichen Maßstäben fehlt und zweitens die vorgeschlagenen Politikmaß-
nahmen einen Verlust von Freiheit bedeuten.

57	 OECD (2014), S. 2.
58	 Winship (2014).
59	 Methfessel (2013).
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6.	 Maßnahmen zur Armutsbekämpfung

Armut ist auch ein Feind der Freiheit. Ein liberales Armutsbekämpfungspro-
gramm versucht sowohl prekäre Lebensumstände zu verhindern als auch 
Menschen aus diesen herauszuholen. Die Zensur von vermeintlich „sozialen 
Unwörtern“60 ist ein echtes Armutszeugnis und hilft den Betroffenen nicht 
weiter. Nicht jeder ist von den o.a. Armutsindikatoren gleichermaßen betrof-
fen. Es lassen sich eindeutig Personengruppen identifizieren, die ungleich hö-
her von Armutsindikatoren erfasst werden: Alleinerziehende, Alleinstehende 
und Arbeitslose haben ein besonderes Armutsrisiko. Waren in Deutschland nur 
drei Prozent der Erwerbstätigen 2010/11 von erheblicher materieller Entbeh-
rung betroffen, so waren es bei den Alleinerziehenden schon 17 und bei den 
Arbeitslosen sogar 30 Prozent.61

In einer Sozialen Marktwirtschaft gehört eine ausreichende Grundsicherung 
zu den nötigen Rahmenbedingungen. Ein bedingungsloses Grundeinkommen 
scheidet dabei aus mehreren Gründen aus: Es schließt zu viele Menschen dau-
erhaft von der Teilhabe an der Arbeitsgesellschaft aus, es ist ethisch nicht zu 
verantworten, es wirkt als Herdprämie, setzt falsche Anreize, bestraft die tat-
sächlich leistenden sowie den Sozialstaat finanzierenden Bürger und ist mit 
einem jährlichen Mehraufwand von 227 Mrd. Euro62 sowohl unfinanzierbar als 
auch nicht nachhaltig. Der Königsweg wäre eine integrierte Reform des Steu-
er- und Abgabensystems bei gleichzeitiger Einführung des aktivierenden und 
gerechten Liberalen Bürgergeldes. Der Weg zum Liberalen Bürgergeld könnte 
durch Erhöhung der Hinzuverdienstgrenzen bei Hartz-IV-Empfängern und wei-
tere Erhöhung der Schonvermögen flankiert werden.

6.1 	E rhöhung der Beschäftigung

Die wichtigste Armutsbekämpfungsmaßname ist die Erhöhung der Beschäfti-
gung. Deutschland hat hier schon große Erfolge erzielt. So haben sich die Ar-
beitsmarktindikatoren positiv entwickelt. Die Arbeitslosenquote sank seit 2005 
von einem zweistelligen Wert auf 6,3 Prozent (2014). Vor allem hat sich die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen von 1,73 (2007) auf 1,04 (2014) Mio. Personen 

60	 Eine Liste der  sozialen Unwörter  findet sich auf: http://nationalearmutskonferenz.de/index.
php/presse/ pressemitteilungen/253-25022013-liste-der-sozialen-unwoerter, abgerufen am 
26.11.2014.

61	 Schröder, Christoph (2013), S. 14.
62	 Sachverständigenrat (2007), S. 230.
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gesenkt.63 Deutschland weist in der Europäischen Union mit 4,9 Prozent (No-
vember 2014) die niedrigste Jugendarbeitslosenquote auf. Von allen Altersgrup-
pen ist die Arbeitslosigkeit von Personen zwischen 15 und maximal 24 Jahren 
relativ am stärksten gesunken.64 Auch die korrespondierende Unterbeschäfti-
gung, die auch nicht als arbeitslos zählende Menschen berücksichtigt, die sich 
z.B. in Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik befinden, hat abgenommen. 
Waren 2008 noch 4,8 Mio. Menschen unterbeschäftigt, so waren es 2014 nur 
noch 3,6 Mio.65 Die Arbeitslosenzahlen wurden also nicht mit Maßnahmen der 
Arbeitsförderung verbessert. Auch der Anteil der erwerbsfähigen Personen, die 
die Grundsicherung für Arbeitssuchende (Arbeitslosengeld II) erhalten, an der 
Bevölkerung hat sich von 9,7 (2007) auf 8,1 Prozent (2014) reduziert.66

Beschäftigungssenkende Maßnahmen wie die Einführung eines allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohnes, die Rente mit 63 sowie die zusätzlichen Restrik-
tionen bei der Zeitarbeit sind kontraproduktiv für mehr Beschäftigung und 
folglich zu unterlassen bzw. wieder zurückzunehmen. Ein allgemeiner gesetz-
licher Mindestlohn ist für die Reduzierung der Armut nicht geeignet, da er am 
Individualeinkommen und nicht am Haushaltseinkommen ansetzt.67 Zudem 
kann er die Beschäftigung senken und die Lohnstruktur stauchen.68 Geringe 
Löhne sollten im Rahmen des Liberalen Bürgergelds aufgestockt werden. Eine 
Analyse des Haushaltskontextes zeigt, dass ein allgemeiner gesetzlicher Min-
destlohn zu viele nicht bedürftige Personen begünstigt. Umverteilungen über 
das Lohnsystem verändern ferner die Bildungsrenditen, ohne Einkommensarmut 
gezielt zu bekämpfen.69 Die Hoffnungen, ein Mindestlohn würde die Nachfra-
ge erhöhen, sind unberechtigt. Vielmehr dürften viele Unternehmen die Preise 
anheben, welches die Kaufkraft aller Konsumenten dämpft. Zusätzlich belastet 
der Mindestlohn gerade kleine Unternehmen, sodass der resultierende Gewinn-
rückgang gerade oft jene (Unternehmer-)Haushalte betrifft, die als Konsequenz 
ihren Konsum reduzieren müssten.70

Einer der wichtigsten Maßnahmen ist die nachhaltige Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit. Die verbleibende Million der Langzeitarbeitslosen scheint sich 
zu verfestigen. Trotz der vielen Verbesserungen in den letzten Jahren können die 

63	 Bundesagentur für Arbeit (2014).
64	 BMAS (2013), S. V.
65	 Bundesagentur für Arbeit (2014).
66	 BMAS (2013), S. VII, Bundesagentur für Arbeit (2014).
67	 Knabe/Schöb (2006).
68	 Heumer/Lesch/Schröder (2013), S. 2.
69	 Heumer/Lesch/Schröder (2013), S. 17.
70	 Döhrn (2014).
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Langzeitarbeitslosen noch besser betreut und qualifiziert werden. Zudem sollte 
verhindert werden, dass bisherige Arbeitslose zu Langzeitarbeitslosen werden. 
Da die Angebote der Ganztagsbetreuung zugenommen haben und auch mehr 
Ganztagsschulen eingerichtet wurden, haben sich die Beschäftigungschancen 
von Alleinerziehenden etwas gebessert. Die Ganztagsbetreuung kann auch bei 
der Verbesserung der Bildungschancen von Kindern mit Migrationshintergrund 
und aus niedrigen sozioökonomischen Schichten helfen.

6.2 	E rhöhung der Realeinkommen

Die positive Entwicklung der real zur Verfügung stehenden Einkommen muss 
fortgesetzt werden. Gemäß den Erhebungen des DIW sind die inflationsberei-
nigten verfügbaren Jahreseinkommen zwischen 2005 und 2010 um vier Pro-
zent angewachsen. Besonders die unteren 40 Prozent der nach dem Einkom-
men geschichteten Bevölkerung haben von der Entwicklung profitiert.71 Der 
Reallohnindex des Statistischen Bundesamts stieg von 2009 bis 2013 um 3,1 
Punkte. Für das erste Quartal 2014 ist sogar ein Zuwachs von 1,3 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen.72 Auch die Ungleichheit der Einkom-
mensverteilung zeigt eine leichte Abnahme an, die Konzentration der Einkom-
mensverteilung nimmt nicht weiter zu und Deutschland liegt im europäischen 
Vergleich im Mittelfeld. Betrug der Gini-Koeffizient 2005 noch 0,29, so lag er 
2010 bei 0,28. Zwischen 2000 und 2005 war der Gini-Koeffizient von 0,26 auf 
0,29 angestiegen.73 Mittlerweile liegt er wieder bei 0,29.

Der Abbau der kalten Progression und das Einlösen des von der Politik bei der 
Einführung des Solidaritätszuschlages gegebenen Versprechens, der Solidari-
tätszuschlag werde 2019 auslaufen, wären weitere Maßnahmen zur Erhöhung 
der Realeinkommen. Die kalte Progression entsteht durch den höheren Steu-
ersatz auf ein zusätzliches Einkommen (z.B. Lohnerhöhung), da das deutsche 
Steuersystem durch einen linear-progressiven Tarifverlauf gekennzeichnet ist. 
Folglich führt auch ein höheres Einkommen, welches allein die Preissteigerung 
ausgleichen soll, zur Belastung des zusätzlichen Einkommens mit einem hö-
heren Grenzsteuersatz. Die Politik kann die kalte Progression verhindern, indem 
die nominalen Tarifgrenzwerte per Gesetzesänderung angepasst werden. Bei 
einem Preisanstieg von einem Prozent jährlich würden sich die Mehreinnah-
men des Fiskus im Zeitraum 2015 bis 2018 aufgrund der kalten Progression 

71	 BMAS (2013), S. VIII.
72	 Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (2014).
73	 BMAS (2013), S. 325.
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auf zusammen 15 Mrd. Euro belaufen, bei einen Preisanstieg von 1,5 Prozent 
wären es fast 24 Mrd. Euro.74

6.3 	 Wettbewerbliches Bildungswesen

Ein wichtiger Schwerpunkt liegt in einem freiheitlichen und durchlässigen Bil-
dungssystem. Das staatliche Angebot an Bildung und die Organisation derselben 
haben sich als nicht besonders leistungsfähig und chancengerecht erwiesen. 
Zwar hat es in der jüngeren Zeit einige Verbesserungen in den international 
vergleichenden Erhebungen der OECD (PISA) gegeben, aber Deutschland be-
findet sich mit seinen Bildungsleistungen immer noch im Mittelfeld. Ein Spit-
zenplatz muss aber angestrebt werden. Dass das deutsche Bildungswesen bei 
diesen mittelmäßigen Leistungen auch noch einen hohen Grad an sozialer 
Selektion aufweist, rundet das Bild vom Staat als Bildungssystemversager ab. 
Der Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss an der Jahrgangsko-
horte ist in den letzten Jahren zwar kontinuierlich gesunken. Betrug er 2006 
noch 8,0 Prozent, so belief er sich 2011 noch auf 5,9 Prozent.75 Dennoch ist 
auch diese gesunkene Abgängerquote weiterhin zu hoch und bedeutet für die 
Betroffenen ein hohes Armutsrisiko.76 Hier zeigt sich auch, dass es allein mit 
mehr Freiräumen nicht getan ist. Während die große Mehrheit der Schüler und 
Eltern mehr Wahlfreiheit benötigt, wird man eine kleine Minderheit stärker in 
die Pflicht nehmen müssen.

6.4 	 Was ist nun Armut?

Während die Mehrheit der Medien und vor allem die Sozialverbände sowie der 
Umverteilung verpflichtete Parteien krampfhaft versuchen, die Messung der 
Einkommensungleichheit als relevantes Armutsmaß durchzusetzen, bevorzugt 
die deutsche Bevölkerung Maße der absoluten Armut. Der Armuts- und Reich-
tumsbericht enthält eine repräsentative Umfrage, die eindeutig belegt, dass 
die Bevölkerung am häufigsten Armut als  sich die grundlegenden Dinge des 
Lebens nicht leisten können  definiert. 45 Prozent sehen dieses Kriterium als 
Hauptanzeichen der Armut an. Die Aussagen  begrenzte finanzielle Mittel  und  
Einkommen unter 950 Euro monatlich  werden nur von 15 bzw. acht Prozent 

74	 Schäfer (2014).
75	 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014), S. 91.
76	 Die von der Bundesregierung für 2015 angestrebte Abgängerquote von vier Prozent lässt 

sich wohl nicht realisieren. Die Hälfte aller Schulabgänger ohne Abschluss stammt zudem 
aus Förderschulen. Um die vier Prozent zu erreichen, müssten nahezu alle Schüler, die nicht 
eine Förderschule besuchen, einen Abschluss machen.
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genannt.77 20 Prozent sehen die  Angewiesenheit auf Wohlfahrtsorganisati-
onen/staatliche Unterstützung  als Hauptanzeichen für Armut an. Damit wird 
deutlich, dass die deutsche Bevölkerung nicht viel von der „Armutsgefähr-
dungsquote“ hält. Diese Erkenntnis sollte auch von den Medien und der Politik 
aufgegriffen werden. Der noch vorhandenen Armut rückt man nicht mit noch 
mehr wachstums- und wettbewerbsschädlicher Umverteilung zu Leibe, sondern 
mit Beschäftigung, Bildung, Wachstum und steigender Wettbewerbsfähigkeit. 
Im Ausland sieht man den hohen Umverteilungsgrad in Europa durchaus kri-
tisch:  Bundeskanzlerin Merkel wurde in der Volksrepublik China eine bemer-
kenswerte Frage gestellt: Die EU stellt noch sieben Prozent der Weltbevölke-
rung, erwirtschaftet noch 25 Prozent der Weltwirtschaftsleistung, leistet aber 
50 Prozent der Weltsozialausgaben. Sei denn die Demokratie in Ordnung, bei 
der man Wahlen nur dann gewinnen würde, indem man mehr verspricht, als 
man finanzieren kann? 78

Ein liberales Armutsbekämpfungsprogramm setzt auf funktionsfähige Arbeits-
märkte mit privater Lohnfindung, vollständigen Freihandel, eine Erweiterung von 
Marktzugängen, einen Abbau von energieverteuernden Maßnahmen (darunter 
leiden die wirklich Armen am ehesten), eine Verbesserung von Arbeitsanreizen 
z.B. durch das Liberale Bürgergeld, und eine aktivierende Sozialpolitik.79 Es sind 
die Armen, die am meisten von Wettbewerb und Marktwirtschaft profitieren:  
Diese Untergebenen, die in allen vorangegangenen Zeitaltern der Geschichte 
ein Dasein als Sklaven und Knechte, als Pauper und Bettler gefristet hatten, 
wurden zu Konsumenten, um deren Wohlgefallen die Unternehmer buhlen 
müssen. 80

77	 BMAS (2013), S. 349.
78	 Steltzner (2014).
79	 Vgl. Niemietz (2012), S. 130.
80	 Mises (1956).
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